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Begründung:  
 
 
1 Auftrag 
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 17.03.2004 folgenden von allen Fraktionen getrage-
nen Beschluss gefasst:  
 

Der Landrat und der Vorsitzende des Kreistages Uckermark werden beauftragt, 
entschieden und nachdrücklich bei allen Entscheidungsträgern und entspre-
chenden Behörden auf die Versorgungsprobleme in der hausärztlichen Betreu-
ung in der Uckermark hinzuweisen und diese aufzufordern, dazu beitragen, dem 
Ärztemangel entgegenzuwirken. Dabei sollte mit anderen Flächenkreisen ko-
operativ zusammengearbeitet werden.  

 
2 Ergebnis der Umfragen  
 
Der Gesundheitsdienst hat im ersten Schritt eine Umfrage unter allen Flächenkreisen im 
Land Brandenburg gestartet. Abgefragt wurden die aktuelle Situation, Vorschläge zur Behe-
bung des Ärztemangels und die Bereitschaft zur Kooperation. Das Ergebnis der Umfrage ist 
als Anlage 1 beigefügt.  
 
In einem zweiten Schritt wurden zwölf Flächenkreise in den Bundesländern Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachen und Schleswig-Holstein angeschrieben und um Mitteilung ge-
beten, welche Wege dort beschritten werden, um den Ärztemangel zu beheben. Sechs 
Landkreise haben auf diese Umfrage geantwortet. Das Ergebnis ist in der Anlage 2 zu-
sammengestellt.  
 
Insgesamt ergibt sich aus dem Umfrageergebnis, dass die Brandenburgischen Landkreise 
in unmittelbarer Nähe zu Berlin keine oder wenig Probleme mit dem Ärztemangel haben, 
während die berlinfernen Landkreise vor der gleichen Problematik stehen wie der Landkreis 
Uckermark. Den Antworten ist ferner zu entnehmen, dass in den Landkreisen der anderen 
Bundesländer die Probleme ebenfalls unterschiedlich gelagert sind. Viele Vorschläge wie-
derholen sich. Interessant ist die Situation im Kreis Dithmarschen, wo der Landkreis zu-
sammen mit anderen Institutionen ein Programm zur Ausbildung von Ärzten aufgelegt hat 
und die Ausbildung mitfinanziert. Im Gegenzug werden die ausgebildeten Ärzte verpflichtet, 
sich im Landkreis niederzulassen. Damit wird in der Regel die Wiederbesetzung frei wer-
dender Hausarztpraxen gesichert.  
 
Aus der Umfrage ergibt sich des Weiteren, dass kein Landkreis vorgeschlagen hat, auf Ärz-
te aus Polen oder den GUS-Staaten zurückzugreifen, obwohl hier durchaus ein Angebot vor-
handen ist.  
 
3 Externe Aktivitäten 
 
3.1 Ärztebörse im Klinikum Uckermark 
 
Die Agentur für Arbeit Eberswalde, zuständig für die Landkreise Barnim und Uckermark, hat 
am 08.06.2004 eine Ärztebörse im Klinikum Uckermark in Schwedt veranstaltet, die der 
Landkreis Uckermark unterstützt hat.  
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Von den Agenturen für Arbeit im Berliner Raum wurden zu der Veranstaltung arbeitslose 
Ärzte eingeladen. Teilgenommen haben auch Vertreter der Kassenärztlichen Vereinigung 
sowie niedergelassene Ärzte, die aus Alters- oder anderen Gründen ihre Praxis in naher 
Zukunft aufgeben wollen. Nach Auskunft der Arbeitsagentur Eberswalde hat die Veranstal-
tung nicht den gewünschten Erfolg gebracht.  
 
3.2 Gesprächsrunden im Amt Gartz  
 
Das Amt Gartz hat am 10.03.2004 und am 08.09.2004 Gesprächsrunden zur Thematik Ärz-
temangel in der Uckermark/Ärztemangel im Amt Gartz (Oder) veranstaltet. In diesen Veran-
staltungen wurden verschiedene Lösungswege aufgezeigt, die auch von der zuständigen 
Staatssekretärin im MASGF, Frau Schlüter, aufgenommen wurden.  
 
3.3 Antrag an den Deutschen Bundestag 
 
Dem Deutschen Bundestag liegt ein gemeinsamer Antrag der SPD-Fraktion und der Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (DS 15/3581 vom 09.07.2004) mit folgender Überschrift vor: 
„Die flächendeckende ambulante hausärztliche Versorgung sichern“. 
 
Die Autoren des Antrages gehen auch auf die Problematik in den neuen Bundesländern und 
in strukturschwachen Gebieten ein. In dem Antrag wird konstatiert, dass die Bereitschaft, 
sich in den neuen Bundesländern als Arzt niederzulassen, noch nicht ausgeprägt ist. Gründe 
hierfür seien die hohe Morbidität (Erkrankungsrate) und die damit verbundene hohe Arbeits-
belastung der Allgemeinmediziner sowie die schlechten Lebensbedingungen in struktur-
schwachen Regionen mit anhaltend hoher Arbeitslosigkeit. Dazu käme das unterschiedliche 
Vergütungsniveau zwischen alten und neuen Bundesländern.  
 
Anmerkung: Unberücksichtigt bei den genannten Gründen ist die ungesunde Alterstruktur z. 
B. in der Uckermark und anderen ländlichen Gebieten, die sich zusätzlich negativ auf die 
Morbidität auswirkt.  
 
3.4 Informationspapier des MSAGF 
 
Das MSAGF hat unter der Überschrift „Stichwort Ärztemangel“ ein Papier erarbeitet, in dem 
Ansprechpartner, Adressen, Anlaufstellen im Land Brandenburg in einer sehr übersichtlichen 
und kompakten Form enthalten sind (siehe Anlage 3). Insbesondere werden hier auch auf 
Berufsrecht und Weiterbildung eingegangen sowie die Ansprechpartner der Landesärzte-
kammer und der Bundesagentur für Arbeit genannt. Weiterhin gibt das Papier Hinweise zum 
Sicherstellungszuschlag sowie auf die Möglichkeit der Darlehensgewährung. 
 
4 Aktuelle Situation im Landkreis Uckermark  
 
Im Landkreis Uckermark ist perspektivisch bei den Hausärzten ein starker Rückgang festzu-
stellen. So befanden sich 21 von 73 Hausärzten im Jahr 2003 in der Altersgruppe 60 bis 64 
Jahre und 6 weitere in der Altergruppe 65 bis 70 Jahre. Ende des Jahres 2008 werden nur 
noch 48 Hausärzte auf einer Fläche von ca. 3.000 km² praktizieren, wenn sich keine neuen 
Ärzte hier ansiedeln. Ausgehend von der prognostizierten Einwohnerzahl im Jahr 2008 kä-
me dann ein Hausarzt auf 2.848 Einwohner (zurzeit noch 1.983 Einwohner).  
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Nach den Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen über die Be-
darfsplanung sowie die Maßstäbe zur Feststellung von Überversorgung und Unterversorgung 
in der vertragsärztlichen Versorgung (Bedarfsplanung-Richtlinien-Ärzte) wird von einem Ver-
hältnis Einwohner/Hausarzt in ländlichen Kreisen von 1 : 1.474 ausgegangen. 
 
Die spezifische demographische Entwicklung in der Uckermark (überproportionaler Anteil 
älterer Menschen mit steigender Tendenz) erfordert schnelles Handeln. Bekanntlich können 
die Kommunen die Zu- und Abwanderungen der Ärzte nicht unmittelbar beeinflussen. Hierfür 
ist die Kassenärztliche Vereinigung (KV) zuständig. Die KV hat in letzter Zeit verschiedene 
Initiativen gestartet, u. a. die Bereitstellung eines Sicherstellungsfonds (Beschluss der Ver-
treterversammlung der KV Brandenburg am 12.09.2003). Die Kommunen können lediglich 
die Rahmenbedingungen verbessern und Anreize schaffen, um für niederlassungswillige 
Ärzte die Arbeitsbedingungen attraktiver zu gestalten. Hierzu gehören:  
 
− Ausstattung und Image der in kommunaler Trägerschaft befindlichen Krankenhäuser 

verbessern (wichtig für niederlassungswillige Ärzte) 

− Verzahnung ambulanter und stationärer Versorgung verbessern 

− Netzwerke schaffen 

− Verbesserung der Weiterbildungsangebote für Ausbildungsassistenten, da nach Mei-
nung privater Ärzte das Gesamtspektrum in regionalen Kliniken für eine vollständige 
Ausbildung unzureichend ist 

− Perspektiven im Anschluss an die Ausbildung bieten 

− niedrige Mieten in kommunalen Immobilien für ambulante Anbieter von ärztlichen Leis-
tungen schaffen 

− Anschubfinanzierungen unterstützen 

− Zuschüsse für niederlassungswillige Hausärzte gewähren bzw. Bürgschaften für Kredite 
übernehmen  

− Angebot von Bauland zu günstigen Konditionen und schnelle Baugenehmigungen, damit 
regionale Bindungen entstehen und der Hauptwohnsitz nicht in entfernten Großstädten 
beibehalten wird 

− Arbeitsplatzchancen für mitziehende Ehepartner in der Region verbessern und Hilfestel-
lung bei der Arbeitssuche geben 

− Kultur- und Bildungsangebote vorhalten.  
 
 
 


















